
Hilfen zur Erziehung – Strukturelle und fachliche
Weiterentwicklung 

Hilfen zur Erziehung sind ein zentrales Instrument des Kinderschutzes und der
Kinder- und Jugendhilfe. Sie unterstützen Familien in Krisen, sichern den Schutz
von Kindern und Jugendlichen und eröffnen jungen Menschen neue
Perspektiven. Doch die Herausforderungen wachsen: Demografischer Wandel,
komplexe Problemlagen der Familien und eine sich verschärfende soziale
Spaltung steigern die Anforderungen an die Hilfen zur Erziehung deutlich. Der
Jugendhilfemonitor zeigt, dass junge Menschen in Rheinland-Pfalz sehr
unterschiedliche Ausgangsbedingungen haben. Armut, fehlende Bildungszugänge
und psychische Belastungen prägen viele Lebenslagen, seit Jahren stagniert die
Armutsquote. Die Hilfen zur Erziehung müssen diesen Veränderungen Rechnung
tragen – mit verlässlichen Strukturen, ausreichend Personal und klaren politischen
Leitlinien.

Unsere zentralen Forderungen

Strukturelle Weiterentwicklung vorantreiben
Hilfen zur Erziehung müssen kontinuierlich weiterentwickelt und an neue Problemlagen
angepasst werden. Um die strukturelle Weiterentwicklung und systemische
Leistungsfähigkeit der Hilfen zur Erziehung zu sichern, wird ein landesgefördertes
Modellprojekt benötigt, das alle beteiligten Systeme mit einbezieht und junge Menschen
selbst beteiligt. Damit soll eine zukunftsfeste Jugendhilfe an den Bedarfen der jungen
Menschen gestaltet werden.

Fachkräftesicherung garantieren und qualifizierten Quereinstieg fördern
Verlässlicher Kinderschutz setzt ausreichend qualifiziertes Personal voraus. Eine künftige
Landesregierung muss die Fachkräfteentwicklung regelmäßig überprüfen, Ausbildungs-
und Studienplätze auch für Quereinsteigende ausbauen und interdisziplinäre Fortbildungen
fördern. Im Hinblick auf Quereinsteigende wären die Einstiegsqualifikationen für die Hilfen
zur Erziehung systematisch zu beschreiben und auch finanziell möglichst attraktiv für die
Umsteigenden zu gestalten. Wir begrüßen daher ausdrücklich, dass die Spezifika der Hilfen
zur Erziehung durch die Entwicklung und Etablierung einer eigenständigen Ausbildung für
künftige Fachkräfte speziell in den Hilfen zur Erziehung berücksichtigt werden sollen, dies
muss auch von einer zukünftigen Landesregierung so unterstützt werden.

Rechtsanspruch für junge Volljährige umsetzen
Junge Volljährige müssen verlässlich begleitet werden, bis ihr Hilfebedarf tatsächlich
entfällt. Hilfen nach § 41 SGB VIII dürfen nicht aus fiskalischen Gründen beendet werden.
Der im Gesetz formulierte subjektive Rechtsanspruch wird in der Praxis de facto seit
Jahren unterlaufen und nicht umgesetzt. Eine Nicht-Gewährung führt in aller Regel zur
Gefährdung der Verselbstständigung und damit auch dem Scheitern des Lebenslaufes der
jungen Menschen. Aus diesem Grund fordern wir die regionale Weiterentwicklung des
Ombudswesens zur Durchsetzung der individuellen Rechtsansprüche.
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Fazit
Hilfen zur Erziehung sind unverzichtbar für Kinderschutz und Chancengerechtigkeit.
Rheinland-Pfalz braucht verbindliche Strukturen, verlässliche Unterstützung und gleiche
Rechte für alle jungen Menschen. Nur so können Kinder, Jugendliche und Familien in
schwierigen Lebenslagen sicher und wirksam begleitet werden.

Integrationsstrategie für unbegleitete minderjährige Geflüchtete
Junge Geflüchtete, die ohne Eltern nach Deutschland kommen, bringen große
Potenziale mit. In Rheinland-Pfalz fehlt es bislang an einer abgestimmten
Integrationsstrategie, um diese nachhaltig zu heben. Fehlende Betreuung, mangelnde
schulische und therapeutische Angebote sowie eine unzureichende Unterstützung beim
Übergang ins Erwachsenenleben haben fatale Auswirkungen. Daher fordern wir eine
landesweite Integrationsstrategie die Angebote der Jugendhilfe, Schule, Ausbildung und
Migration systematisch verzahnt.

Schiedsstellenfähigkeit für die ambulanten Hilfen zur Erziehung herstellen
Die Träger ambulanter Angebote im SGB VIII geraten vor Ort im Hinblick auf die
Finanzierung fachlich und qualitativ angemessener Hilfen immer stärker unter Druck,
viele planen aus diesem Segment auszusteigen. Soll diese Hilfeart auch zukünftig
fachlich adäquat in Rheinland-Pfalz vorhanden sein, muss eine entsprechende
Schiedsstellenfähigkeit im Landesausführungsgesetz verankert werden, um ein
Verhandlungsgeschehen auf Augenhöhe sicherzustellen.

Strukturierte Kooperation von Hilfen zur Erziehung und
Bildungsträgern
Die Etablierung und Weiterentwicklung von pädagogischen
Konzepten an den Schnittstellen zwischen Jugendhilfe und Schule ist
für eine zielführende Unterstützung junger Menschen unabdingbar,
kann für beide Systeme entlastend wirken, die Teilhabe junger
Menschen verbessern und sie verlässlicher zu einem Schulabschluss
bringen. Entsprechende Strukturen der Kooperation sind im
Schulgesetz zu verankern.
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